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Öffentliche mündliche Anhörung zu dem 
 
Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Zwei-
tes Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
(2. DRÄndG) 
– Drucks. 19/6076 – 
 
INA, KPA 
 
hierzu: 
 
Stellungnahmen der Anzuhörenden 
– Ausschussvorlage INA 19/68 – 
– Ausschussvorlage KPA 19/52 – 
 
(verteilt: Teil 1 am 02.05.2018) 
 
 
Vorsitzender: Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf Sie heute Morgen sehr 
herzlich zu der 95. Sitzung des Innenausschusses begrüßen. Der Kulturpolitische Aus-
schuss ist mitberatend. Ich darf an die Anzuhörenden – wenn etwas Ruhe einkehrt – die 
Bitte richten, dass sie uns nicht ihre schriftlichen Stellungnahmen in Gänze vorlesen, 
denn diese sind im Landtag eingegangen, sondern dass sie zu den Kernaussagen, die 
für Sie sehr wichtig sind, noch einmal in einem Zeitfenster von fünf Minuten plus Stellung 
nehmen. Dann schauen wir, wie das läuft. 
 
Für die Landesregierung begrüße ich Herrn Staatssekretär Koch. Ich darf zudem den 
Landeswahlleiter, Herrn Dr. Kanther, und den Landespolizeipräsidenten, Herrn Münch, 
sowie weitere Damen und Herren der Verwaltung und der Öffentlichkeit begrüßen. 
 
 
Herr Ruder: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! In der gebotenen Kürze sind 
hier die wesentlichen Punkte aus Sicht des Landkreistags. Wir begrüßen die mit dem Ge-
setzentwurf verfolgte Intention ausdrücklich. Namentlich ist das die Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf. Das ist ein Thema, das auch in den Land-
kreisverwaltungen immer wieder thematisiert wird. 
 
Wir regen – das finden Sie in unserer Stellungnahme – ausdrücklich an, die Mindestgren-
ze von 15 Stunden für Teilzeitbeschäftigte zu überdenken. Bei uns wird immer wieder 
rückgemeldet, dass vor allem Wiedereinsteigerinnen in den Beruf an dieser 15-Stunden-
Hürde scheitern. Es wäre eine Gelegenheit, unter der Überschrift „Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ eine Absenkung vorzunehmen. 
 
Sie haben bestimmt gemerkt, dass es von den Kommunalen Spitzenverbänden außer 
den jeweiligen einzelnen Stellungnahmen zu dem Gesetzesvorhaben eine gemeinsame 
Stellungnahme zum § 2b Umsatzsteuergesetz gibt. Wir haben – das möchte ich ergän-
zend vortragen; das ist die Stellungnahme Nr. 5 – immer wieder Auslegungsschwierigkei-
ten und Abstimmungsprobleme, wenn es um das große Feld der interkommunalen Zu-
sammenarbeit geht. Das wissen Sie bestimmt auch von Ihrer Arbeit vor Ort. 
 
Das ist der Bezug zu dem vorliegenden Gesetzentwurf: Wir haben aktuell das Problem, 
dass die Versorgungskassen mit Dienstleistungen, die sie für ihre Mitglieder – die Kom-

http://starweb.hessen.de/cache/DRS/19/6/06076.pdf
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munen; also Städte, Gemeinden, Landkreise und andere – anbieten, an Auslegungs-
probleme stoßen rund um die Frage, ob das umsatzsteuerpflichtig ist, was sie anbieten, 
oder nicht. Es geht nicht um das Kerngeschäft, um die eigentliche Versorgung, aber es 
geht um die damit sinnvollerweise wahrzunehmenden Tätigkeiten – Stichwort: Beihilfe-
berechnung, Besoldung und Ähnliches. 
 
Wir möchten deswegen diesen Zustand der Rechtsunsicherheit gerne beseitigen und 
bitten Sie um die entsprechenden rechtlichen Änderungen, die der Stellungnahme Nr. 
5 beigefügt sind und die – damit schließe ich – mit den Versorgungskassen in Hessen 
abgestimmt und von diesen inhaltlich voll mitgetragen werden. Bei Nachfragen stehe 
ich Ihnen natürlich gerne zur Verfügung. – Vielen Dank. 
 
 
Frau Dr. Baum: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Die 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf gewinnt auch für die Beschäftigten unserer 
Mitgliedstädte eine immer größere Bedeutung. Wir begrüßen es deshalb, dass die be-
amtenrechtlichen Regelungen jetzt an die Regelungen angepasst werden, die für die 
Tarifbeschäftigten bereits gelten. 
 
Ich will aus unserer Stellungnahme zwei Punkte herausgreifen. Der eine Punkt ist die Vor-
schussgewährung bei Inanspruchnahme von Familienpflegezeit oder Pflegezeit. Hier 
scheint die gesetzliche Regelung nicht ganz klar zu sein. Es heißt: Vorschuss wird ge-
währt bei Inanspruchnahme dieser Zeiten. – Wir möchten aber gerne, dass ein Antrag 
für die Vorschussgewährung erforderlich ist. 
 
Wir gehen davon aus, dass die Vorschussgewährung für die Dienstherren auch einen 
möglicherweise nicht unerheblichen Verwaltungsaufwand erfordern wird. Deshalb hal-
ten wir es für erforderlich, hier einen Antrag auf Antrag vorzusehen. Wie hoch der Ver-
waltungsaufwand sein wird, lässt sich noch schwer abschätzen. Es fehlt die Rechtsver-
ordnung, die die näheren Regelungen dazu trifft. Wir haben allerdings keine Erfah-
rungswerte, weil die Tarifbeschäftigten entsprechende Vorschüsse vom Bundesamt für 
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben erhalten, die Beamtinnen und Beamten die-
se Vorschüsse jetzt aber von ihrem Dienstherrn bekommen sollen. 
 
Als zweiten Punkt möchte ich unsere Forderung nach einer Änderung des Hessischen 
Besoldungsgesetzes hinsichtlich einer Ergänzung des § 2 Abs. 3. – Stichwort: Jobradmo-
dell – aufgreifen. In der Wirtschaft wird das schon länger praktiziert. Das ist ein Leasing-
modell. Arbeitgeber leasen Fahrräder, E-Bikes oder normale Fahrräder, und stellen sie 
ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Verfügung. Diese beteiligen sich im Rahmen 
der Entgeltumwandlung an den Leasingkosten. Wartungskosten und Instandhaltungs-
kosten trägt der Arbeitgeber. Die Fahrräder können für dienstliche Fahrten zum Arbeits-
platz, für Dienstfahren und auch privat genutzt werden. 
 
Unsere Mitgliedstädte haben uns gesagt, dass sie dieses Modell gerne auch für ihre Be-
amtinnen und Beamten nutzen und ihnen ein Dienstfahrrad zur Verfügung stellen wür-
den. Dafür ist allerdings eine Änderung des § 2 Abs. 3 des Besoldungsgesetzes erforder-
lich, denn Beamtinnen und Beamte müssen ihre Alimentation ungekürzt entgegenneh-
men. Baden-Württemberg hat letztes Jahr eine entsprechende Regelung getroffen – 
eine Ausnahmeregelung. Damit sind in Baden-Württemberg jetzt die Voraussetzungen 
geschaffen, um für Beamtinnen und Beamte ein Dienstfahrrad zur Verfügung stellen zu 
können. – Das waren die wesentlichen Punkte aus der Stellungnahme. – Vielen Dank. 
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Frau Waldschmidt: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
muss zunächst Kollegen Petri entschuldigen. Er hängt dank der deutschen Bundesbahn 
noch auf der Strecke fest, er kommt aber. – Ich kann mich meiner Vorrednerin und mei-
nem Vorredner nur anschließen. Auch der dbb Hessen begrüßt grundsätzlich die gesetz-
lichen Regelungen, die hier vorgesehen sind, insbesondere die Übernahme der gesetz-
lichen Regelungen des Gesetzes zur Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf. Wir 
haben in unserer Stellungnahme Ausführungen dazu gemacht. 
 
Ich möchte zwei Punkte herausgreifen. Der eine Punkt betrifft die Besoldung. Es wurde 
jetzt etwas für die Besoldung im Bereich Kultus getan. Das finden wir sehr positiv. Wir bit-
ten aber in diesem Zusammenhang zu überdenken, ob nicht in allen Ressorts ein Spit-
zenamt im gehobenen Dienst der Besoldungsgruppe A 13Z eingeführt werden könnte. 
Das gibt es schon für den Forstdienst, für die Staatsanwaltschaften und für die Rechts-
pflege. Alle anderen Bereiche sind im Moment noch ausgenommen. Ich denke, die 
Aufgabenzuwächse sowohl quantitativ als auch qualitativ sind mittlerweile in allen Res-
sorts angekommen. Es wäre die Bitte des dbb, dass man überprüft, ob für alle Bereiche 
ein Spitzenamt A 13Z geschaffen werden könnte. 
 
Der zweite Punkt betrifft die Regelung des Dienstrechtsänderungsgesetzes im Bereich 
Beihilfe. Vielleicht ist unsere Lesart falsch, das weiß ich nicht, aber durch die beabsich-
tigte Änderung des § 80 Hessisches Beamtengesetz, der jetzt nur noch den Verweis auf 
den neuen § 64b. HBG enthält, ist unserer Ansicht nach der Sonderurlaub ohne Besol-
dung nicht mehr beihilferechtlich abgedeckt. 
 
Der Sonderurlaub ohne Besoldung zur Begleitung in der letzten Lebensphase oder zur 
Organisation einer bedarfsgerechten Pflege war bisher durch die andere Formulierung 
im § 80 HBG mit Beihilfeanspruch versehen. Wir bitten, eine entsprechende Änderung 
vorzunehmen, dass diese auch wieder mit Beihilfeanspruch versehen ist. 
 
Dritter Punkt. Während der Familienpflegezeit bzw. der Pflegezeit werden, wenn man in 
Teilzeit geht, die Dienstbezüge in einem sehr geringen Umfang gezahlt. Die Bitte ist, zu 
prüfen, ob man nicht eine Regelung einführen könnte – ähnlich wie damals bei der Al-
tersteilzeit –, d. h., dass der Dienstherr einen Zuschuss zu den Bezügen, angepasst an die 
Höhe der Teilzeit, zahlt. – Das war alles, danke schön. 
 
 
Herr Mohrherr: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, ich nehme Sie beim Wort und fasse mich 
kurz. Ich schließe mich den Vorrednerinnen und -rednern an, erwähne aber noch zwei 
Punkte. Erster Punkt: Die demografische Entwicklung, die wir insbesondere bei der hessi-
schen Polizei zu konstatieren haben. Deswegen sind wir froh und dankbar, dass hier ei-
ne Aufweichung stattfindet. Gestatten Sie mir noch den Hinweis: Wenn wir von Attrakti-
vitätssteigerung sprechen – Vergleichbarkeit öffentlicher Dienst und Privatwirtschaft –, 
müssen wir das auch insbesondere mit Blick auf unsere Berufsgruppe tun. Hier würden 
wir uns zusätzlich wünschen, dass wir das Instrument der Lebensarbeitszeitkonten, der 
Stunden, vereinfacht darstellen können. Gerade für junge Polizeibeschäftigte ist es bei 
Familiengründung wichtig, diese umfassend in Anspruch zu nehmen. Das ist derzeit 
nicht umfänglich möglich. 
 
Zweiter und letzter Punkt: Verweis auf den § 80 Hessisches Beamtengesetz, die neue 
Beihilferegelung. Hier wünschen wir uns ebenfalls die Beibehaltung der bisherigen Rege-
lung. – Danke. 
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Frau Stötzel: Ich würde in der besonderen Angelegenheit der Versorgung meinem Kol-
legen, Herrn Bröhling, gerne das Wort erteilen. – Wir hatten Ihnen bezogen auf die Be-
soldungsanhebung für die Konrektorinnen und Konrektoren an Grundschulen bereits 
signalisiert, dass wir diese Maßnahme durchaus begrüßenswert finden. Wir hatten in die-
sem Kontext allerdings auch immer wieder darauf hingewiesen, dass das Aufgaben-
spektrum an Grundschulen so erweitert worden ist, dass sich eine Besoldung nach A 13 
für alle Lehrkräfte rechtfertigen würde. 
 
Wir möchten an dieser Stelle noch einmal besonders stark machen, dass zwar die Lei-
tungen der Grundschulen in den vergangenen Jahren einen Besoldungszuwachs erlebt 
haben, dass aber die Aufgaben für Lehrkräfte an Grundschulen insgesamt stark aus-
geweitet worden sind. 
 
Wir hatten Ihnen auch dargelegt, dass eine neuere Studie zur Verteilung der eigentli-
chen Aufgaben von Lehrkräften beweist, dass sich die Lehrkräftearbeit von der unter-
richtlichen Tätigkeit weg hin zu unterrichtsfernen Tätigkeiten an Grundschulen verändert 
hat. Dieser Aufgabenzuwachs der vergangenen Jahre – von immerhin 10 % –, beson-
ders im Hinblick auf Beratungstätigkeiten, die Lehrkräfte übernehmen müssen, ist ein 
Indiz dafür, dass die Arbeit massiv zugenommen hat. 
 
Grundschullehrkräfte fehlen in Hessen. Es ist bedauerlicherweise so, dass viele der unter-
richtlichen Tätigkeiten inzwischen von nichtpädagogisch ausgebildetem Personal über-
nommen werden müssen, da nicht genügend Lehrkräfte ausgebildet werden. Ein 
Grund für diesen Mangel an Lehrkräften dürfte auch darin liegen, dass wir einen deutli-
chen Zuwachs an Aufgaben haben, der nicht tatsächlich honoriert wird, wie er zu ho-
norieren wäre, nämlich mit A 13. Der Mangel an Grundschullehrkräften gefährdet aller-
dings auch die sehr erfolgreiche Arbeit der Grundschulen, die im internationalen Ver-
gleich in Lernergebnissen außerordentlich erfolgreich sind. Deswegen denken wir, dass 
es, um diesem Lehrkräftemangel zu begegnen, geboten wäre, arbeitsmarktpolitisch 
A 13 zu bezahlen. 
 
 
Herr Bröhling: Ganz kurz noch ein Hinweis von mir zu dem ersten Punkt, den wir in der 
Stellungnahme aufgeführt haben. Sozialhilferechtlich ist es so, dass Menschen, die ei-
nen Angehörigen pflegen, von der Pflegekasse, der gesetzlichen Pflegeversicherung, 
Zuschüsse zur eigenen Kranken- und Rentenversicherung erhalten. Bei Beamten ist na-
türlich nur die Krankenversicherung von Belangen. Im Moment ist es so, dass Beschäftig-
te, die nach § 64 Hessisches Beamtengesetz einen nahen Angehörigen pflegen, der 
selbst gesetzlich versichert ist, diese Zuschüsse aus der Versicherung des zu Pflegenden 
nicht erhalten können, weil die Anspruchsvoraussetzung tatsächlich ist, dass nach 
SGB XI eine Pflegezeit angetreten wird. 
 
Eigentlich müsste man diese Regelung in SGB XI ändern. Das ist klar. Aber wir würden 
vorschlagen, dass hier eine Regelung getroffen wird, dass bei einem Beamten, der je-
manden pflegt, zumindest bei Beurlaubung, ein Teil der Kosten aus der gesetzlichen 
Pflegeversicherung für die eigene Krankenversicherung übernommen wird. Es gibt in 
Hessen eine ähnliche Regelung bei der Mutterschutzverordnung. Wir haben schriftlich 
darauf hingewiesen, wo das zu finden ist. 
 
 
Abg. Günter Rudolph: Herr Mohrherr, eine Frage an Sie zu dem Stichwort „Lebensar-
beitszeitkonto“. Vielleicht können Sie noch einmal sagen, unter welchen Voraussetzun-
gen die Inanspruchnahme möglich ist. Oftmals nehmen die Menschen das beim Aus-
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scheiden aus dem Dienst in Anspruch. Aber ich teile Ihren Hinweis, dass, wenn man ein 
bestimmtes Kontingent hat, man es auch für die Pflege verwenden könnte. Wo ist das 
geregelt, und wie können Sie sich das vorstellen? 
 
 
Abg. Christoph Degen: Ich möchte mich äußern, da Frau Stötzel das Thema „A 13 für 
Grundschullehrkräfte“ angesprochen hat. Die Sozialdemokraten teilen diese Forderung 
vor dem Hintergrund der gestiegenen Anforderungen. Ich möchte Sie, Frau Stötzel, fra-
gen, was das für eine Konsequenz für die Konrektoren und für die Grundschulleitung 
überhaupt hätte; denn hier müsste ein Abstand nach oben sein. Wie müsste das gestal-
tet werden? 
 
Die nächste Frage betrifft die neuen Konrektorenstellen für den Bereich 80 bis 100 Schü-
lerinnen und Schüler. Das ist eine neue Stelle. Erhöht sich damit aber auch das Lei-
tungsdeputat, d. h. die Zeit für Schulleitungsaufgaben? 
 
 
Abg. Hermann Schaus: Ich habe zunächst einige Fragen an Frau Dr. Baum zu dem Job-
radmodell. Dieses Modell ist mir neu. Wie ist das einzuordnen? Wie muss ich mir das vor-
stellen? Ist das ein Dienstfahrrad, das privat genutzt werden kann? In welchem Umfang 
kann das genutzt werden? Welche Auswirkungen hat das auf Dienstgänge? Was stellen 
sich die Mitglieder im Städtetag konkret vor? – Vielleicht können Sie das ein wenig er-
läutern. 
 
Dann habe ich einige Fragen an Frau Stötzel. Sie haben in Ihrer Stellungnahme ge-
schrieben – und eben noch einmal betont –, es gebe einen beachtlichen Teil von Be-
schäftigten, der nicht die Lehramtsbefähigung an Grundschulen hätte. Jetzt bin ich 
kein Kultuspolitiker, wir sind hier im Innenausschuss; die Mitglieder des Kulturpolitischen 
Ausschusses wissen das sicherlich. Können Sie das quantifizieren? Um was für Kräfte, in 
welchen Unterrichtsfächern, handelt es sich? Können Sie das grob skizzieren, einfach 
um das noch einmal begreifbar zu machen? Ich nehme an, diese Beschäftigte sind 
nicht verbeamtet, oder sind sie das zum Teil? Das wären meine Fragen. 
 
An Herrn Bröhling habe ich eine Frage zum Thema Pflegeversicherung, also zu der Er-
stattung oder zu den teilweisen Zuschüssen zu Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträ-
gen nach SGB XI. Um welche Summe von Zuschüssen handelt es sich dabei? Klar, es 
gibt unterschiedliche Pflegestufen, aber es geht um das, was den betroffenen Beschäf-
tigten bei der jetzigen Regelung verloren geht. 
 
 
Abg. Wolfgang Greilich: Ich habe eine Nachfrage: Frau Waldschmidt, Sie haben insbe-
sondere in Ihrer schriftlichen Stellungnahme das Thema Regelung der Teilzeit angespro-
chen und auch die Möglichkeit, zwingende dienstliche Gründe durch individuelle Per-
sonalmaßnahmen auszugleichen oder diese Hürde überspringen zu können. Wie beur-
teilen Sie das mit Blick auf Führungspositionen im öffentlichen Dienst – Amtsleiterstellen 
und ähnliches –, da hakt es ja am meisten? Da heißt es im Regelfall, dass dringende 
dienstliche Gründe Teilzeit nicht erlauben. Was sehen Sie für Möglichkeiten? 
 
 
Herr Mohrherr: Zum Lebensarbeitszeitkonto: Die Inanspruchnahme ist in einer Veröffent-
lichung geregelt. Das gilt für die ganze hessische Landesverwaltung, das ist eine lan-
desweite Regelung. Wir haben natürlich in jedem Ressort, insbesondere bei uns im In-
nenressort, bei der hessischen Polizei, spezifische Problemstellungen. Vereinbarkeit von 
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Familie und Beruf hat etwas mit personeller Ausstattung, mit Dienststärken und mit der 
demografischen Entwicklung zu tun. Dazu sage ich gleich etwas. 
 
Die landesweite Regelung besagt: Inanspruchnahme grundsätzlich ein Jahr vor der 
Pensionierung. In dem Fall brauchten wir bei derzeit ca. 450 Abgängen im Vollzugsbe-
reich oder im Beamtenbereich bei der hessischen Polizei ein Jahr vor der Inanspruch-
nahme 450 Lehrstellen; wenn es denn so viele Stunden bei den Kolleginnen und Kolle-
gen gibt. Ich glaube, dass das haushalterisch ein Wunschtraum und nicht darstellbar ist. 
Ich bin Realist genug, um das so einzuschätzen. 
 
Aber gerade in dem Zusammenhang wäre es äußerst tunlich, bei unseren Kolleginnen 
und Kollegen im Familiengründungsalter – geschätzt 25 bis 35 Lebensjahre – eine Ge-
währung massiv genehmigen zu können. Das geht nicht. Da bin ich kein Prophet. Wir 
wissen, dass die personelle Ausstattung einerseits und die Unverzichtbarkeit andererseits 
– gerade der jungen Kolleginnen und Kollegen auch bei Sondereinsätzen oder bei zu-
sätzlichen Diensten mit Rücksichtnahme auf die älteren Kollegen – gefragt sind. Das ist 
die Problemstellung, die wir sehen. Hier würden wir uns eine Aufweichung und eine 
noch größere Flexibilität wünschen. Letzter Satz dazu: Wir nehmen keinem etwas weg. 
Die Stunden sind individuell je nach Lebensalter angespart. Die Flexibilität sollte hier im 
Sinne der Beschäftigten greifen können. 
 
 
Frau Stötzel: Herr Degen, ich möchte zunächst Ihre Frage beantworten. Sicher ist es so, 
dass die Anhebung der Konrektorinnen- und Konrektorenbesoldung folgerichtigerweise 
ebenfalls ein Aufrücken der Leitungsbesoldung notwendig macht. Wir haben in Hessen 
ein sehr großes Problem bei den Schuldeputaten, nicht nur bezogen auf die Schullei-
tungsdeputate. Insgesamt sind zu wenig Mittel für Schuldeputate im System. 
 
Gerade an Grundschulen ist es üblicherweise aufgrund der Organisationsstruktur dieser 
kleinen Einheiten so, dass die Grundschullehrkräfte sehr eng im Team zusammenarbei-
ten, was einen guten Teil des Erfolgs dieser Schulformen ausmacht. Die Aufgabenvertei-
lung in diesen Kollegien ist so, dass insgesamt mehr Schuldeputate gegeben werden 
müssten, nicht nur Schulleitungsdeputate. Wir haben errechnet, dass im Haushalt des 
Landes Hessen in der mittelfristigen Finanzplanung genügend Mittel vorhanden wären, 
um diese Schuldeputate um etwa 20 Millionen € aufzustocken. Das wäre für alle Schul-
formen dringend geboten. 
 
Ich möchte zu der Frage des Lehrkräftemangels zurückkommen. Herr Schaus, vielen 
Dank für die Frage. Wir haben in den Beschäftigungsverhältnissen TV-H ca. 6.000 bis 
8.000 Lehrkräfte. Von diesen Lehrkräften hat insgesamt ein Drittel die Lehramtsbefähi-
gung. Alle anderen sind nicht für ein Lehramt ausgebildet. In vielen Fällen haben wir 
Studierende an den Schulen. Wir haben Hochschulabsolventen anderer Studiengänge 
an den Schulen. An den Grundschulen ist es in Hessen sehr unterschiedlich. 
 
Das Kultusministerium hatte im vergangenen Jahr eine Zahl von 100 nicht besetzten Stel-
len ausgewiesen. Außerdem sind durch Krankheits- und Vertretungsfälle zusätzlich sehr 
viele Stellen zu besetzen. Wir haben bezüglich der regionalen Verteilung von Stellenbe-
setzungen in Frankfurt und Wiesbaden – Rhein-Main – deutlich größere Probleme als im 
ländlichen Raum. Hier ist es leider wieder üblich geworden – ich sage einmal, wie unter 
den schlechten Zeiten der Unterrichtsgarantie Plus –, Menschen ohne jede wissen-
schaftliche Ausbildung zur Unterrichtung von Kindern einzustellen. Bezogen auf die frühe 
Bildung der Kinder halte ich das für eine sehr gefährliche Entwicklung. 
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Wir möchten noch einmal darauf hinweisen, dass das Kultusministerium im vergange-
nen Jahr die Anhebung der Besoldung der Lehrkräfte an Grundschulen auf A 13 mit 70 
Millionen € beziffert hat. Hier gibt es überhaupt keinen Streit. Diese 70 Millionen € haben 
wir nachgerechnet. Hier sind wir mit dem Kultusministerium d'accord. Wir finden, dass 
angesichts der sehr guten Haushaltslage – auch in der mittelfristigen Finanzplanung des 
beschlossenen Haushalts – diese Anhebung möglich und machbar wäre. Sie ist im Hin-
blick auf den Erhalt der Qualität der Arbeit an Grundschulen dringend geboten. 
 
 
Frau Dr. Baum: Gerne sage ich noch ein paar Worte zu dem Jobradmodell, das wir vor-
geschlagen haben. Man könnte sich das Modell so vorstellen, dass ein Rahmenvertrag 
zwischen einer Stadt und einem Dienstleistungsanbieter geschlossen wird. Dann werden 
Einzelleasingverträge zwischen der Stadt und einem lokalen Fahrradhändler geschlos-
sen, der mit dem Dienstleistungsanbieter kooperiert. Später werden hausinterne Nut-
zungsüberlassungsverträge zwischen der Stadt und den einzelnen Beamtinnen und Be-
amten geschlossen. 
 
Diese Nutzungsüberlassungsverträge würden vorsehen, wie das Fahrrad zu nutzen ist. 
Die dienstliche Nutzung ist natürlich vorgesehen. Das Fahrrad ist auch für die Fahrten 
von und zur Arbeitsstätte vorgesehen, und es wird auch privat überlassen. Hier hätte 
man Freiheiten, wie das geregelt werden soll. Es ist sicherlich so angedacht, dass man 
mit dem Fahrrad auch Dienstfahrten macht, und dass es gerade auf kurzen Strecken 
eingesetzt wird, um den Verkehr auf den Straßen zu entlasten. Das wäre der Grundge-
danke. 
 
Man würde mit den Beamtinnen und Beamten eine Vereinbarung über die Gehalts-
umwandlung treffen. Der Dienstherr würde sich verpflichten, Wartungskosten und 
Instandhaltungskosten zu zahlen. Der Beamte oder die Beamtin würde faktisch die Lea-
singrate über die Entgeltumwandlung bezahlen.  
 
 
Herr Bröhling: Die Höhe der Zuschläge nach SGB XI – das ist in § 44a geregelt – erhalten 
diejenigen erstens, die vollständig freigestellt sind – vollständig beurlaubt wäre es beam-
tenrechtlich –, oder zweitens die, die auf dem Niveau einer geringfügigen Beschäfti-
gung tätig sind. Das ist nicht vergleichbar. Diese Zuschläge belaufen sich in der Pflege- 
und in der Krankenversicherung auf die Höhe des Mindestbeitrags zur Pflege- und zur 
Krankenversicherung; sie dürfen die tatsächlich gezahlten Beträge aber nicht überstei-
gen. Das wäre der Vergleich. 
 
 
Frau Waldschmidt: Herr Greilich, Sie haben völlig recht: Das Thema „Führung in Teilzeit“ 
diskutieren wir schon lange. Diese Frage kann durchaus sehr kontrovers diskutiert wer-
den. Nach Auffassung des dbb Hessen ist Führung in Teilzeit grundsätzlich möglich. Man 
muss natürlich sehen: Führung erfordert Kommunikation. Man kann nicht die gesamte 
Kommunikation auf elektronischem Wege abhalten. Eine Führungskraft muss also zu-
mindest sporadisch anwesend sein. 
 
Deshalb muss man sich fragen – ab einem bestimmten Teilzeitumfang oder ab einer 
bestimmten Reduzierung der Arbeitszeit; das ist in unserer Stellungnahme mit „individuel-
len Personalmaßnahmen“ gemeint –, ob ein Jobsharing vielleicht sinnvoll wäre, d. h., 
dass eine Stelle mit zwei Teilzeitkräften besetzt wird, bzw. dass sich die Führungskräfte 
eine Stelle teilen. Wenn wir einen höheren Teilzeitumfang haben, gibt es unserer Auffas-
sung nach überhaupt keine Probleme. 
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Vorsitzender: Gibt es weitere Fragen der Abgeordneten? – Ich stelle fest, das ist nicht 
der Fall. Ich darf mich bei den Anzuhörenden sehr herzlich dafür bedanken, dass sie 
heute Morgen zu uns gekommen sind. Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Tag. 
 
 
 
Wiesbaden, 30. Mai 2018 
 
Die Protokollführerin: Der Vorsitzende: 
 
  
Swetlana Franz Horst Klee 
 
 


